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29. Gesetz: Wiener Kinogesetz 1955 und Wiener Veranstaltungsstättengesetz (Wiener Kinogesetznovelle); Änderung. 

29. 

Gesetz vom 7. Februar 19 90, mit dem das 
Wiener Kinogesetz 1955 und das Wiener 
Veranstaltungsstättengesetz geändert werden 

(Wiener Kinogesetznovelle 1989) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Das Wiener Kinogesetz 1955, LGBI. für Wien 
Nr. 18/ 1955, zuletzt geändert durch die Wiener 
Kinogesetznovelle 1980, LGBI. Nr. 33/ 1980, wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 3 ist folgende Z 4 anzufügen: 

„4. Aufführungen in überregionalen Verkehrsmit­
teln, wenn bei einer Fahrt im Gebiet des 
Landes Wien nicht mehr als 10 vH der 
Gesamtbeförderungsstrecke zurückgelegt 
werden." 

2. Im§ 2 Abs. 3 ist der Ausdruck „§ 4 Abs. 3 und 
4" durch den Ausdruck „§ 4" zu ersetzen. 

3. § 2 a Abs. 6 zweiter Satz hat zu lauten: 

„Neben den persönlichen Voraussetzungen für den 
Konzessionserwerb muß diesfalls auch noch die 
Betriebsstätte im Sinne des § 4 geeignet sein." 

4. § 2 a Abs. 7 letzter Satz hat zu lauten: 

„Eine Beschränkung im Sinne des zweiten Satzes ist 
auch nachträglich zu verfügen, wenn sie durch eine 
Veränderung der Verhältnisse geboten erscheint." 

5. § 3 Abs. 5 hat zu lauten·: 

„(5) Die Bestellung des Pächters und des 
Geschäftsführers, welche die gleichen persönlichen 
Voraussetzungen wie ein Konzessionär zu erfüllen 
haben, unterliegt in allen Fällen der Genehmigung. 
V ediert ein Pächter oder Geschäftsführer die 
persönlichen Voraussetzungen für den Konzes­
sionserwerb, ist er vom Konzessionsinhaber oder 
Pächter sogleich zu entheben; wird er nicht 
enthoben, hat der Magistrat die erteilte Genehmi­
gung der Konzessionsausübung durch einen Päch­
ter oder Geschäftsführer zurückzunehmen. Vor 
einer solchen Genehmigung und Zurücknahme ist 
die Bundespolizeidirektion Wien zu hören." 
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6. § 4 hat zu lauten: 

„§ 4. Öffentliche Aufführungen gemäß § 1 Abs. 1 
dürfen nur in hiefür geeigneten Betriebsstätten 
stattfinden. Für die Betriebsstätten und die Feststel­
lung ihrer Eignung gelten die Bestimmungen des 
Wiener Veranstaltungsstättengesetzes, LGBI. 
Nr. 4/1978, in der Fassung der Wiener Kinogesetz­
novelle 1989 und des § 21 des Wiener Veranstal­
tungsgesetzes, LGBI. Nr. 12/ 1971, mit der Maß­
gabe, daß eine Eignungsfeststellung durchzuführen 
ist: 

1. für konzessionspflichtige Vorführungen von 
Filmen, ausgenommen Schmalfilme bis 10 mm 
Breite, jedoch einschließlich aller Filme, die 
keine Sicherheitsfilme (§ 9) sind, sowie Pro­
jektionen mit Laser oder ähnlich gefährlichen 
Strahlen; 

2. bei einer Teilnehmerzahl von 50 oder mehr 
Personen: für konzessionspflichtige V orfüh­
rungen von Schmalfilmen bis 10 mm Breite 
oder von Videofilmen; 

3. bei einer Teilnehmerzahl von 100 oder mehr 
Personen: für Aufführungen von Stehbildern 
und für sonstige nicht konzessionspflichtige 
Filmvorführungen." 

7. § 5 Abs. 2 hat zu lauten: 

„(2) Die Ausübung der Konzession muß 
spätestens innerhalb von drei Monaten nach ihrer 
Verleihung aufgenommen werden und darf im 
Laufe eines Jahres nicht länger als neun Monate 
oder zusammenhängend mehr als sechs Monate 
unterbrochen werden, es sei denn, daß es in der 
Konzession anders bedungen ist oder daß sich die 
Aufnahme oder Wiederaufnahme des Betriebes 
durch bauliche Herstellungen verzögert, die inner­
halb der obigen Fristen nicht durchgeführt werden 
können. In letzterem Falle hat der Magistrat auf 
Ansuchen eine angemessene Fristverlängerung zu 
gewähren." 

8. § 5 Abs. 3 ist anzufügen: 

„Wird für eine bestimmte Betriebsstätte einer 
weiteren Person eine Konzession verliehen, so ist 
auf deren Antrag zur äußeren Bezeichnung der 
Kinobetriebsstätte ein unterscheidender Beisatz zu 
genehmigen. Dieser ist bei Vorstellungen des 
zusätzlichen Konzessionärs zu führen und jeweils 
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